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Vorbemerkung: 

Mit dem vorgelegten Referentenentwurf eines Gesetzes zur weiteren Digitalisierung der 

Zwangsvollstreckung wird ein in der 20. Legislaturperiode begonnenes Gesetzesvorhaben 

wieder aufgegriffen (vgl. hierzu den Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Digitalisierung der 

Zwangsvollstreckung vom 8. Mai 2024, Bundestags-Drucksache 20/11310).  

Der neue Referentenentwurf (Stand: 24. Juni 2025) umfasst einerseits übernommene Rege-

lungsvorschläge, die auf der Grundlage der im damaligen Beteiligungsverfahren abgegebenen 

Stellungnahmen aktualisiert worden waren, darüber hinaus sind neue Gesetzesvorschläge mit 

aufgenommen worden.  

Zu den neu aufgenommenen Gesetzesvorschlägen nimmt die Deutsche Rentenversicherung 

Bund (DRV Bund) wie folgt Stellung: 

 

1. Ergänzung von § 66 SGB X  

Der Referentenentwurf enthält in Artikel 14 eine Ergänzung von § 66 SGB X. Darin soll zum 

einen geregelt werden, dass bei einer Vollstreckung nach § 66 Abs. 4 SGB X aus einem Ver-

waltungsakt, der zu einer Geldleistung verpflichtet, an die Stelle der vollstreckbaren Ausferti-

gung der Vollstreckungsauftrag bzw. -antrag an das Vollstreckungsorgan treten kann (§ 66 

Abs. 5 SGB X-E). Zum anderen soll geregelt werden, dass für die Vollstreckung nach § 66 

Abs. 4 SGB X keine Pflicht zur Benutzung der mit Rechtsverordnung nach § 753 Abs. 3, § 758a 

Abs. 6 und § 829 Abs. 4 ZPO eingeführten Formulare besteht (§ 66 Abs. 6 Satz 1 SGB X-E). 

Darüber hinaus ist eine Regelung zum Nachweis der Vollmacht durch Versicherung aufge-

nommen worden (§ 66 Abs. 6 Satz 3 SGB X-E). 

Die avisierte Neuregelung des § 66 SGB X, insbesondere die in § 66 Abs. 5 SGB X-E geplante 

Verfahrenserleichterung, die es den Trägern der Deutschen Rentenversicherung ermöglicht, 

keine vollstreckbare Ausfertigung der Titel mehr anfertigen und vorlegen zu müssen, trägt zur 

Entlastung der Verwaltung bei. Die DRV Bund unterstützt dieses Ziel. 
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2.  Neufassung der Verordnungsermächtigungen in § 753 Abs. 3 Satz 2, § 758a Abs. 

6 Satz 3 und § 829 Abs. 4 Satz 3 ZPO-E 

Im Rahmen des Gesetzes zur weiteren Digitalisierung der Zwangsvollstreckung sollen darüber 

hinaus die bisherigen Verordnungsermächtigungen in den §§ 753 Abs. 3, 758a Abs. 6 und  

§ 829 Abs. 4 ZPO neu gefasst werden, sodass (nachfolgend) Auftraggebern und Antragstel-

lern, die zur elektronischen Einreichung verpflichtet sind, zukünftig die Übermittlung der 

Zwangsvollstreckungsformulare in einem unmittelbar durch das Vollstreckungsorgan elektro-

nisch veränderbaren Format vorgeschrieben werden sollen.  

Diesbezüglich ist geplant, dass das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 

(BMJV) auf dieser neuen Grundlage in der Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung (ZVFV) 

mit Zustimmung des Bundesrats technische Vorgaben für die Übermittlung und die Eignung 

der Formulare zur Bearbeitung machen kann. Vorgesehen ist, dass die Formulare in einem 

strukturierten maschinenlesbaren Format oder zumindest in einem editierbaren, also elektro-

nisch veränderbaren PDF-Format, eingereicht werden müssen. Die neuen technischen Stan-

dards sollen hierbei auf alle Formulare der Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung ausge-

weitet werden, unabhängig davon, ob diese beim jeweiligen Vollstreckungsorgan im Regelfall 

überhaupt technisch weiterverarbeitet werden. Darüber hinaus ist unklar, ob insoweit auch 

entsprechende Änderungen an der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung (ERVV) vorge-

nommen werden sollen.  

Die Deutsche Rentenversicherung nutzt derzeit PDF-Dateien, die zur Sicherstellung einer ord-

nungsgemäßen Archivierung nicht unmittelbar technisch veränderbar sind. Um die Formulare 

der Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung als veränderbare PDF-Dateien über den Aus-

gangskanal eGericht versenden zu können, benötigt die Deutsche Rentenversicherung für die 

technische Anpassung ihrer Verfahren allerdings einen zeitlichen Vorlauf von mindestens ei-

nem Jahr ab Inkrafttreten der geplanten Verordnung. Nach aktuellem Stand könnte der neue 

Mindeststandard bei einem Inkrafttreten des Gesetzes noch in diesem Jahr frühestens im Jahr 

2027 umgesetzt werden. Bei einem späteren Inkrafttreten des Gesetzes verschiebt sich dieser 

Zeitpunkt. 


